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A) Allgemeines 

 

Die Stadt Gifhorn ist Mittelzentrum im Landkreis Gifhorn. Zur Stadt gehören die Ortschaften 

Gamsen, Kästorf, Neubokel, Wilsche und Winkel. Nach regionalplanerischen Zielvorgaben im 

Regionalen Raumordnungsprogramm für den Großraum Braunschweig 2008 des 

Regionalverbands Großraum Braunschweig (RROP)1 ist der Stadt Gifhorn die Funktion des 

Mittelzentrums zugewiesen. 

 

Die Stadt ist charakterisiert durch ihre Lage zwischen den Oberzentren Braunschweig und 

Wolfsburg. Mit den Bundesstraßen B 4 und B 188 sowie der Kreisstraße K 114 ist die 

Kernstadt gut in das regionale und überregionale Verkehrsnetz eingebunden. Im Süden der 

Stadt befindet sich der Bahnhof Gifhorn an der Fernbahnstrecke Hannover – Wolfsburg – 

Berlin. Zugleich liegt der Bahnhof an der Regionalbahnstrecke Braunschweig – Gifhorn – 

Uelzen. An dieser Strecke liegt auch der Stadtbahnhof Gifhorn. 

 

Die Stadt Gifhorn hat gegenwärtig rund 43.800 Einwohner (Einwohnermelderegister des 

Landkreises Gifhorn, Stand 09/2022). 

 

 

1. Raumordnung und Landesplanung 

 

Die Stadt Gifhorn ist im Landesraumordnungsprogramm (LROP) für Niedersachsen (2017) 

und dem Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) des Regionalverbandes Großraum 

Braunschweig (2008) mit der Funktion als Mittelzentrum festgelegt. Ferner ist es Standort 

mit der besonderen Entwicklungsaufgabe Erholung sowie Tourismus. Die B4 und die B188 

sind als Hauptverkehrsstraßen festgelegt. Das Stadtgebiet wird in Ost-West- sowie in Nord-

Süd-Richtung durch Haupteisenbahnstrecken mit Regionalverkehr (IV 1.3 (2)) erschlossen.  

Für das Plangebiet ist bauleitplanerisch gesicherte Fläche festgelegt (II 1.1).  

 

 

                                                        

1 Regionales Raumordnungsprogramm für den Großraum Braunschweig 2008 in der aktuellen Fassung (RROP) 

des Regionalverbands Großraum Braunschweig 
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In der Nähe des Plangebietes ist eine Leitungstrasse einer 2x110 kV-Überlandleitung sowie 

das Umspannwerk Gamsen als Vorranggebiet eingetragen. Ferner liegt das Plangebiet im 

Vorranggebiet für Trinkwassergewinnung.  

Mit der vorliegenden Planung soll im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes 

Nr. 1 „Ahnwende III“ im Sinne des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden eine Nachver-

dichtung ermöglicht werden.  

Die Stadt erachtet ihre Ziele insofern als an die Ziele und Grundsätze der Raumordnung und 

Landesplanung angepasst.  

 

 

2. Entwicklung des Plans / Rechtslage 

 

In der bislang wirksamen Fassung des Flächennutzungsplanes von 1977 sind für den westli-

chen Bereich des Plangebietes „Wohnbauflächen“ und für den östlichen Bereich „Gemischte 

Bauflächen“ dargestellt.  

Mit der vorliegenden Neufassung des Bebauungsplanes werden die bisherigen Nutzungen im 

Wesentlichen beibehalten. Es werden lediglich die Nutzungen in die eines „allgemeinen 

Wohngebietes“ gemäß § 4 BauNVO geändert. Damit wird der aktuellen Situation und der 

bisherigen Entwicklung weg von landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen und Nutzgärten 

mit Tierhaltung hin zu einem „typischen“ Wohngebiet mit Wohnhäusern und Ziergärten 

Rechnung getragen. Im östlichen Plangebiet werden die gemischten Nutzungen beibehalten.  

Darüber hinaus werden die Baugrenzen weiter gefasst, damit eine Nachverdichtung auf 

rückwärtigen Grundstücken erfolgen kann. Insofern ist die vorliegende Bebauungsplanände-

rung aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.  

Begleitend zur Planaufstellung führt die Gemeinde gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprü-

fung durch, die ihren Niederschlag im Umweltbericht findet, der Bestandteil der Begründung 

ist.  

 

Da die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 im allgemeinen Wohngebiet für ein- und 

zweigeschossige Bebauung und 0,6 im Mischgebiet für ein- und zweigeschossige Bebauung 

nicht verändert wird, werden gegenüber dem rechtskräftigen Bebauungsplan keine 

grundsätzlichen, neuen Eingriffe in Natur und Landschaft ermöglicht, die nicht zuvor bereits 

zulässig gewesen wären. Gegenstand der Änderung sind im Wesentlichen die Baugrenzen.  

Das Artenschutzrecht gilt unmittelbar und ist zu beachten. 

 

Dem Bebauungsplan liegen insbesondere folgende Gesetze in der jeweils geltenden Fassung 

zu Grunde: 

 

- Baugesetzbuch (BauGB) 

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

- Planzeichenverordnung (PlanzVO) 

- Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 

- Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 

- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
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- Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG) 

- Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

- Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG) 

- Bundeswaldgesetz (BWaldG) 

- Niedersächsisches Waldgesetz (NWaldG) 

- Baumschutzsatzung der Stadt Gifhorn 

 

 

3. Geltungsbereich / Aktueller Zustand des Plangebietes 

 

Das Plangebiet befindet sich in Gamsen nördlich des Grünzuges an der „Bruno-Kuhn-Straße“, 

zwischen den Straßen „Am Sportplatz“ im Westen, „Hamburger Straße“ im Osten sowie „Ah-

nenwende“ und „Elbinger Weg“ im Norden. Es umfasst eine Fläche von ca. 10,13 Hektar.  

Bei dem westlichen Bereich handelt sich faktisch um ein Wohngebiet mit klassischer Einfami-

lienhausbebauung aus den 1960er Jahren und zugehörigen Ziergartenflächen. Im östlichen 

Teil des Plangebietes, dem Mischgebiet, sind sowohl Einfamilienhäuser als auch Mehrfamili-

enhäuser und Gewerbebetriebe vorhanden. Das Gebiet ist durchzogen von Anliegerstraßen, 

die die Grundstücke erschließen. Südlich und westlich des Plangebietes befinden sich ausge-

dehnte Grün- und Sportanlagen sowie eine Kita.  

Im Rahmen der Neufassung des Bebauungsplanes erfolgt ebenfalls die Aufstellung einer 

örtlichen Bauvorschrift.  

 

 

4. Fachplanungen 

 

Der Landschaftsplan der Stadt Gifhorn von 1995 stellt für das Plangebiet ein bestehendes 

Wohn- und Mischgebiet dar, das im Bereich der Gewerbebetriebe an der „Hamburger Straße“ 

einen geringen Grünanteil bzw. eine geringe Strukturvielfalt der Flächen aufweist. Die Fort-

schreibung des Landschaftsplanes ist derzeit in Bearbeitung.  

 

Der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Gifhorn von 1994 trifft für das Plangebiet keine 

Aussagen.  

 

Im Rahmen des Leitbildes Mobilität 2030, Verkehrsentwicklungsplan der Stadt Gifhorn, Analy-

sefall 2018 wurden 9.400 Kfz/24Std. (DTW) auf der „Hamburger Straße“ in Höhe des Plange-

bietes angenommen.  

 

 

5. Notwendigkeit der der Planaufstellung, Ziele, Zwecke und Auswirkungen des  
Bebauungsplanes 

 

Mit der vorliegenden Neufassung des wirksamen Bebauungsplanes wird eine Nachverdich-

tung im bestehenden Siedlungsbereich auf bisher unbebaubaren Gartenflächen ermöglicht. 

Dies wurde bereits in anderen Bereichen der Stadt Gifhorn durchgeführt. Damit wird neben 
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einer Neuausweisung von Bauland eine sinnvolle Bereitstellung von Bauland im bereits be-

bauten Siedlungsbereich ermöglicht. Im Sinne des sparsamen Umganges mit Grund und Bo-

den wird so dazu beigetragen, ressourcen- und flächenschonend Bereiche für weitere wohn-

bauliche Entwicklungen bereitzustellen, ohne Flächen in der freien Landschaft erstmals in 

Anspruch zu nehmen.  

Die Straßen sind bereits vorhanden und ausgebaut. Die Erschließung von Grundstücken und 

Bauflächen, die in zweiter Reihe zulässigerweise entstehen, ist vorher öffentlich-rechtlich 

über Baulasten bzw. privatrechtlich über Grunddienstbarkeiten zu sichern.  

Standortalternativen bestehen daher nicht.  

 

Durch die Nachverdichtung werden bisherige Gartenbereiche erstmalig einer Bebauung zu-

gänglich gemacht. Dies kann zur Folge haben, dass mehr Flächen als bisher möglich versie-

gelt werden und somit Grünflächen und Gehölzstrukturen verloren gehen.  

 

 

 

 

 

 

B) Planungsinhalte 

 

 

1. Art und Maß der baulichen Nutzung 
 

1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA) 
 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 1 „Ahnwende III“, Neufassung, Ortschaft Gam-

sen ist im Umfang von ca. 5,70 ha bisher „Kleinsiedlungsgebiet“ gemäß § 2 BauNVO festge-

setzt. Darin wären neben entsprechenden Nutzgärten und Tierhaltung auch landwirtschaftli-

chen Nebenerwerbsstellen und Gartenbaubetriebe zulässig. Dies entspricht nicht mehr der 

aktuellen Situation und Nutzung aus Ein- und Zweifamilienhäusern mit zugehörigen Ziergär-

ten in diesem Siedlungsbereich. Die aktuelle Nutzung als typisches Wohngebiet und die da-

mit verbundene Wohnqualität mit ihren Schutzansprüchen sollen gesichert werden. Es er-

folgt daher eine Änderung in ein „allgemeines Wohngebiet“ gemäß § 4 BauNVO.  

Dabei sind die ausnahmsweise zulassungsfähigen Nutzungen gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO aus-

geschlossen. Diese Nutzungen, wie z.B. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Gartenbaube-

triebe oder Tankstellen, würden insbesondere durch den damit verbundenen Zu- und Ab-

gangsverkehr eine zu große Störung des fast ausschließlich durch Wohnen geprägten Berei-

ches hervorrufen. Zudem sind diese Nutzungen im benachbarten Mischgebiet allgemein zu-

lässig und dort auch vertretbar. So wird eine Gliederung der Quartiere in einen ruhigeren 

Wohnbereich und einen Gemengebereich entlang der „Hamburger Straße“ erzielt.  

 

Die bisherigen Festsetzungen zur GRZ von 0,2 werden auf 0,3 erhöht, um so eine bessere 

Ausnutzbarkeit der Grundstücke zu ermöglichen und eine gleiche GRZ wie in dem nördlich 

angrenzenden Wohnquartier zu erzielen. Die Regelung zur offenen Bauweise wird beibehal-
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ten, damit das bisherige Ortsbild gewahrt bleibt. Die Zahl der Vollgeschosse wird auf 2 fest-

gesetzt, um eine bessere Ausnutzbarkeit der Grundstücke bei gleichzeitig sparsamem Um-

gang mit Grund und Boden zu erzielen. Dabei erfolgen Regelungen zur maximalen Höhe von 

Gebäuden, das dem vorhandenen Siedlungsbild Rechnung trägt und dessen Wahrung ge-

währleistet.  

 

Um bei einer Nachverdichtung eine für dieses Wohnquartier unangemessene, bauliche 

Dichte zu vermeiden, sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. Damit wird dem vielfachen 

Wunsch entsprochen, auf großen Grundstücken weiteres Bauland z.B. für eigene Kinder zu 

ermöglichen, um diese am Ort halten zu können. Auch soll eine mit dem vorhandenen Sied-

lungscharakter nicht vereinbare wohnbauliche Enge vermieden werden, die entstehen 

könnte, wenn eine größere Anzahl an Wohnungen auf den bisherigen Einfamilienhaus-

Grundstücken entstünden. Die vorhandenen, schmalen Anliegerstraßen können eine damit 

verbundene, zusätzliche Verkehrszunahme ebenfalls nicht aufnehmen. Aus diesem Grund 

sind auch die Anzahl der Wohnungen je Wohngebäude auf maximal 2 begrenzt sowie die 

Mindestgrundstücksfläche je Wohnung vorgegeben. Diese Regelungen dienen der Wahrung 

des Siedlungscharakters, seiner Funktionsfähigkeit und Wohnqualität ebenso wie der Ermög-

lichung einer weiteren Bebauung und Nachverdichtung. In Abwägung dieser Interessen wer-

den die getroffenen Regelungen für sinnvoll und angemessen erachtet.  

 

Mit der vorliegenden Neufassung des Bebauungsplanes soll als wichtigstes Ziel eine gewisse 

Nachverdichtung in diesem städtischen Quartier ermöglicht werden. Daher werden die Bau-

grenzen, die sich zuvor lediglich auf eine Bautiefe entlang der Straßen erstreckten, künftig so 

weit wie möglich gefasst, sodass den Anwohnern ermöglicht wird, ihre Grundstücke im Rah-

men der vorgegebenen Grundflächenzahl möglichst flexibel und effektiv auszunutzen. Die 

Baugrenzen orientieren sich künftig an den vorhandenen Verkehrsflächen und verlaufen 

überwiegend in einem einheitlichen Abstand von 5 m zu diesen. Lediglich am südlichen Plan-

gebietsrand sind aufgrund der nahen 2x110 kV-Freileitung größere Abstände der Baugrenzen 

von den Grundstücksgrenzen erforderlich. Ansonsten wird auf rückwärtige Baugrenzen ver-

zichtet, da hier ohnehin die Grenzabstände der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) gel-

ten.  

 

Insofern wird ermöglicht, Grundstücke effektiver baulich zu nutzen. Jedoch muss bei einer zu-

sätzlichen Bebauung die bereits vorhandene berücksichtigt werden. Es wird darauf hingewie-

sen, dass durch die Teilung von Grundstücken keine baurechtswidrigen Zustände entstehen 

dürfen. Eine Teilung von Grundstücken mit einer Überschreitung der GRZ im Altbestand ist 

nicht zulässig und eine Bebauung der so neu entstehenden Grundstücke ist dann nicht mög-

lich. Außerdem kann eine neue Bebauung insbesondere der rückwärtigen, bisher unbebauten 

Bereiche nur im Rahmen des Rücksichtnahmegebotes gemäß § 15 BauNVO erfolgen. Die Ein-

haltung ist im Einzelfall zu prüfen.  

 

Zur Sicherung der Erschließung von bestehenden sowie künftigen, hinterliegenden Grundstü-

cken sind deren Zufahrten und Wegeflächen von den jeweiligen Eigentümern z.B. über Grund-

dienstbarkeiten oder Baulasten zu sichern.  

 

Die bisher festgesetzten, von der Bebauung freizuhaltenden Flächen für Sichtdreiecke, sind 

nicht erforderlich und entfallen, da die Sichtfelder ohnehin entsprechend der Richtlinie für die 

Anlage von Straßen (RASt 06) freizuhalten sind.  
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Um dafür Sorge zu tragen, dass der Straßenraum nicht durch unmittelbar an der Straßenkante 

errichtete Garagen oder Stellplätze beeinträchtigt wird, wird bestimmt, dass Garagen und 

Stellplätze sowie Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO ausschließlich innerhalb der Baugrenzen 

errichtet werden dürfen. Dies ist vertretbar, da die überbaubare Fläche erweitert wird und so-

mit mehr Möglichkeiten geschaffen werden, diese baulichen Anlagen auf den Grundstücken 

zu platzieren. Außerhalb der Baugrenzen sind jedoch nicht überdachte Stellplätze, Anlagen für 

Elektromobilität, Fahrradabstellanlagen sowie Anlagen für die Müll- und Wertstoffsammlung 

zulässig.  

 

Damit auch für die Zukunft eine angemessene Gestaltung und Durchgrünung des Quartiers ge-

währleistet ist, wird eine an den Grad der neuen zusätzlichen Versiegelung geknüpfte An-

pflanzfestsetzung getroffen. So ist je angefangene 300 m² neu versiegelter Fläche ein stand-

ortgerechter Laubbaum (s. Pflanzliste in der Anlage dieser Begründung) auf den Grundstücken 

zu pflanzen, zu unterhalten und bei Abgang gleichartig zu ersetzen. Dies ist zum einen aus 

ökologischen Gründen sinnvoll, um ein angenehmes Kleinklima im Quartier zu erhalten und 

die Biodiversität zu fördern. Zum anderen aus gestalterischen Gründen, denn ein durchgrün-

tes Wohngebiet geht mit einer hohen Wohnqualität einher. Darüber hinaus erfolgen Regelun-

gen zur Gestaltung bzw. Begrünung der Vorgärten in einer angefügten Gestaltungssatzung, die 

mit diesem Bebauungsplan aufgestellt wird. In der örtlichen Bauvorschrift (ÖBV) werden au-

ßerdem Regelungen zu Dächern und Einfriedungen erfolgen.  

 

Es wird darüber hinaus festgesetzt, dass für den vorhandenen Baumbestand die Regelungen 

der „Neufassung der Satzung zum Schutz des Baumbestandes im Gebiet der Stadt Gifhorn – 

Baumschutzsatzung“ vom 31.08.2023 gelten. Damit werden die geltenden Bestimmungen der 

Baumschutzsatzung in diesen Bebauungsplan aufgenommen und der vorhandene Baumbe-

stand auch planungsrechtlich entsprechend geschützt. Dies dient der Wohnqualität ebenso 

wie dem Kleinklima im Quartier und der Biodiversität.  

 

 

1.2  Mischgebiet (MI) 
 

Im östlichen Teil des Plangebietes ist im Umfang von ca. 3,53 ha ein Mischgebietes gemäß 

§ 6 BauNVO festgesetzt. Dort sind neben Wohnbebauung auch gewerbliche Nutzungen vor-

handen. Diese Festsetzungen werden beibehalten, um die vorhandenen Nutzungen zu si-

chern und weiterhin zu ermöglichen sowie um eine einheitliche Struktur entlang der „Ham-

burger Straße“ zu erzielen. Eine Festsetzung der Standorte von Gewerbebetrieben als Ge-

werbegebiet ist nicht sinnvoll, da es die benachbarte Wohnbebauung schlechter stellen 

würde. Auch würden, durch die dann mögliche Neuansiedlung von emittierenden Gewerbe-

betrieben, etwaige Spannungen erst hervorgerufen werden. Es würden Konflikte geschaffen, 

die im Rahmen der Bauleitplanung gelösten werden sollen und dem Trennungsgrundsatz wi-

dersprechen. Denn bei der Planung muss die Gemeinde von der größtmöglichen Ausnutzung 

der Gebietskategorien und auch den damit zulässigen Emissionen wie z.B. Gewerbelärm aus-

gehen.  

Die vorhandenen Betriebe im Plangebiet sind baurechtlich genehmigt und somit nach Auf-

fassung der Stadt Gifhorn mischgebietsverträglich. Zum Zeitpunkt der Rechtskraft dieses Be-

bauungsplanes bestandskräftig genehmigte Anlagen genießen zudem Bestandsschutz. Kon-
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flikte zwischen diesen Betrieben und der angrenzenden Wohnbebauung sind somit nicht in-

diziert und auch bisher nicht bekannt. Die bisherige Nutzung spiegelt bereits heute eine für 

die „Hamburger Straße“ typische Mischung aus Wohnen und Gewerbe wider. Hier ist insbe-

sondere abzuwägen zwischen den Interessen der benachbarten Nutzungen untereinander, 

also der Wohnnutzung einerseits sowie den gewerblichen Nutzungen andererseits mit ihren 

jeweiligen Ansprüchen. Dies sind zum einen eine gewisse Wohnruhe sowie zum anderen die 

Interessen an einer betrieblichen Standortsicherung bzw. Ansiedlung von Betrieben. Beiden 

Ansprüchen annähernd gerecht zu werden, erscheint am sinnvollsten durch die Beibehal-

tung der gegenwärtigen Situation, in der beide Nutzungen unter dem Aspekt der gegenseiti-

gen Rücksichtnahme nebeneinander bestehen können. Im Rahmen der Abwägung aller Inte-

ressen ist die Festsetzung dieses Bereiches als Mischgebiet daher vertretbar und sinnvoll.  

 

Zum Schutz der vorhandenen durchmischten Strukturen an der „Hamburger Straße“ und zur 

Vermeidung eines „Trading-down-Effekts“ sind Vergnügungsstätten gänzlich ausgeschlossen 

(s. nachfolgend unter >Allgemeine Regelungen<).  

 

Die Grundflächenzahl von 0,6 bei einer maximal zweigeschossigen Bauweise wird beibehal-

ten. Es ist eine offene Bauweise festgesetzt, die der vorhandenen Wohnbebauung Rechnung 

trägt. Größere Gebäudelängen würden einen zu großen Bruch in der vorhandenen Sied-

lungsstruktur bedeuten. Bestehende Gebäude, die diese Länge überschreiten, genießen je-

doch Bestandsschutz.  

Durch die großzügige Fassung der Baugrenzen im südlichen Bereich des Mischgebietes wird 

wie im benachbarten Wohngebiet auch hier eine gewisse Nachverdichtung ermöglicht. Im 

nördlichen Bereich des Mischgebietes sind die Baugrenzen bereits weiter gefasst und wer-

den daher nur geringfügig geändert, so dass einheitlich gleiche Abstände von 5 m von den 

Verkehrsflächen erzielt werden. Auf rückwärtige Baugrenzen wird im Mischgebiet ebenfalls 

verzichtet, da hier die Grenzabstände der NBauO gelten.  

 

 

Allgemeine Regelungen 

 

Der Siedlungsbereich zwischen „Hamburger Straße“ und „Am Sportplatz“ in Gamsen ist 

durch relativ einheitliche Gebäudehöhen bei vorherrschend eingeschossiger bzw. teilweise 

zweigeschossiger Bauweise geprägt. Die Geschossigkeiten sind in den textlichen 

Festsetzungen des Bebauungsplanes geregelt. Um einheitliche Gebäudehöhen für die 

Zukunft zu sichern, werden die maximalen Traufhöhen und Oberkanten mit Bezug zur 

zulässigen Geschossigkeit geregelt. So wird sichergestellt, dass bei Neubauten eine dem 

Quartier angemessene Bauhöhe gesichert wird. Dabei wird die Höhe des zugehörigen 

Straßenabschnittes als Bezugshöhe vorgesehen, aber auch die vorhandene Geländegestalt 

berücksichtig. Um für technische Anlagen angemessene Spielräume zu eröffnen, wird die 

Überschreitung der Höhen für technische Anlagen wie Schornsteine oder Aufzüge um je 

1,50 m zugelassen. Im Rahmen dieser Regelung bestehen angemessene Spielräume für die 

Bauherren.  

 

Im gesamten Plangebiet sind alle Arten und Formen von Vergnügungsstätten (wie z.B. Spiel-

hallen, Tanzlokale, Kinos, Festhallen, Wettbüros usw.) sowie Betriebe mit der Ausrichtung auf 
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sexuelle Handlungen (wie z.B. Bordelle, Swinger-Clubs, Wohnungsprostitution usw.) ausge-

schlossen. Diese Einrichtungen würden diesen vom Wohnen geprägten Bereich erheblich stö-

ren und somit zu städtebaulichen Spannungen führen. Dies trifft auch auf das im Plangebiet 

befindliche Mischgebiet gem. § 6 BauNVO zu, in dem diese Nutzungen sonst als „sonstige Ge-

werbebetriebe“ bzw. als nicht kerngebietstypische Vergnügungsangebote allgemein zulässig 

sein könnten. Daher wurden diese Nutzungen im „Vergnügungsstättenkonzept“ der Stadt Gif-

horn anderen Bereichen zugeordnet, in denen sie eher verträglich sind. Die hier befindlichen, 

sensiblen Wohn- und Infrastrukturnutzungen (benachbarte Kita sowie Sport- und Spielanla-

gen) gilt es vor unnötigen städtebaulichen Spannungen und Konflikten zu schützen.  

 

Negative Auswirkungen auf den stark durch Wohnen geprägten Plangeltungsbereich wären 

durch die Ansiedlung solcher Nutzungen besonders zu befürchten. Vor allem Vergnügungs-

stätten wie Spielhallen, Tanzlokale, Nachtbars und bordellähnliche Betriebe können zu städte-

baulichen Spannungen oder Konflikten führen, denn mit diesen Nutzungen sind in der Folge 

häufig weitere Erscheinungen wie Ruhestörung, Vermüllung und Vandalismus aber auch Kri-

minalität verbunden. Städtebauliche Negativwirkungen, wie insbesondere Lärmbelästigungen 

(durch Zu- und Abgangsverkehr in der Nachtzeit und das Verhalten der Besucher) und Beein-

trächtigungen des Ortsbildes sind zu befürchten und könnten auch in die hier angrenzenden 

Ortslagen hineinwirken. 

 

Dies wiederum könnte die vorhandene Siedlungsstruktur gefährden. Der derzeit vorherr-

schende Charakter eines ruhigen Wohnquartiers und dörflichen Mischgebiets könnte durch 

eine solche Entwicklung negativ verändert werden. Darüber hinaus sind ortsgestalterische 

Gründe für die Reglementierung von Vergnügungsstätten heranzuziehen. Denn diese Nutzun-

gen zeichnen sich häufig durch eine sehr auffällige Aufmachung aus und beeinträchtigen so-

mit auch das Straßen- und Ortsbild. Darüber hinaus erfolgt für diesen Siedlungsbereich die 

Aufstellung einer örtlichen Bauvorschrift. Das mit diesen Regelungen gewünschte Ortsbild 

könnte durch die Zulassung von Vergnügungsstätten und deren auffällige Gestaltung wiede-

rum gestört werden. 

 

Weiterhin spielen auch wirtschaftliche Belange bei dieser Ermessensentscheidung der Stadt 

eine Rolle. Denn bei Zulassung von Vergnügungsstätten könnte eine Konkurrenzsituation zwi-

schen den auszuschließenden Betrieben mit typischerweise geringem Investitionsbedarf und 

vergleichsweise hoher Ertragsstärke sowie der vorhandenen Wohnnutzung und vorhandenen 

Nutzungen mit deutlich höherem Investitionsbedarf und geringerer Ertragsstärke ausgelöst 

werden. Denn der Wettbewerb um Grundstücke und Immobilien zwischen Konkurrenten mit 

unterschiedlicher wirtschaftlicher Potenz führt tendenziell zu einer Erhöhung der Grund-

stücks- und Mietpreise. Dies könnte zu einer Verdrängung insbesondere von Wohnnutzungen 

führen. Da der Erhalt der vorhandenen Strukturen ein wichtiges städtebauliches Ziel ist, soll 

mit dem Ausschluss der problematischen Nutzungen der beschriebenen möglichen Entwick-

lung entgegengewirkt werden. 

 

Aus diesen Gründen werden Vergnügungsstätten und Betriebe mit der Ausrichtung auf sexu-

elle Handlungen im gesamten Plangebiet ausgeschlossen. Durch diese Festsetzungen erfolgt 

eine Lenkung der verschiedenen Nutzungen. So sind die im Plangebiet ausgeschlossenen Nut-

zungen in anderen Gebieten der Stadt zulässig, wo weniger Konflikte mit den vorhandenen 

Gebietsstrukturen bzw. Nutzungen zu erwarten sind.  
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Es wird darauf hingewiesen, dass es Maßnahmen zur Klimaanpassung und zum Klimaschutz 

gibt, die auch im bestehenden Siedlungsbereich dieses Bebauungsplanes durchgeführt 

werden können. Dies sind z.B. Dach- und Fassadenbegrünungen in Form von Berankungen 

oder Gründächern, Beschränkung der Versiegelung auf das unbedingt Notwendige, 

Pflasterflächen in Gittersteinen oder lückiger Verlegung, wassergebundene Oberflächen statt 

Pflaster, ökologische und biodiverse Gestaltung von Gärten und Vorgärten, Sammlung von 

Regenwasser zur Gartenbewässerung. Ferner wird darauf aufmerksam gemacht, dass es 

Fördermöglichkeiten (insb. des Bundes) für klimaschützendes und klimaangepasstes Bauen 

gibt.  

 

 

2. Straßenverkehrs- und Wegeflächen 
 

2.1 Straßen und Wege 
 

Die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen werden 

unverändert in die Festsetzungen der vorliegenden Neufassung übernommen. Alle Straßen 

und Wege sind bereits hergestellt und gewidmet.  

 

Wegeflächen bzw. Zufahrten zu hinterliegenden Grundstücken, die keine Verbindung zu öf-

fentlichen Verkehrsflächen haben, sind von den jeweils betroffenen Eigentümern selbst, z.B. 

über Baulasten oder Grunddienstbarkeiten, zu sichern.  

 

Im rechtskräftigen Bebauungsplan waren einheitliche Sichtdreiecke enthalten. Im Sinne der 

flexibleren Ausnutzung der Baugrundstücke auch in den Einmündungsbereichen und da die 

Sichtfelder ohnehin abhängig vom Straßenausbau und der zulässigen Geschwindigkeit auf den 

kreuzenden Straßen sind, wird künftig auf diese verzichtet. Die Sichtfelder sind entsprechend 

den Richtlinien für den Ausbau von Straßen (RASt 06) zu beachten, ohne dass es dazu einer 

Festsetzung im Bebauungsplan bedarf.  

 

Haltestellen des öffentlichen Personennahverkehrs befinden sich an der Hamburger Straße 

sowie an der Bruno-Kuhn-Straße. Von dort fahren im Linienverkehr Busse in die Gifhorner In-

nenstadt sowie nach Norden Richtung Wesendorf.  

 

 

2.2 Ruhender Verkehr 
 

Bei den öffentlichen Verkehrsflächen im Plangebiet handelt es sich überwiegend um relativ 

schmale Straßenräume. Öffentliche Parkplätze sind hier nur in sehr beschränktem Maße vor-

handen und auch nicht erweiterbar. Umso wichtiger ist eine ausreichende Verfügbarkeit von 

privaten Stellplätzen auf den Grundstücken. Notwendige Stellplätze von Wohnungen bzw. 

Betrieben sind daher in ausreichender Anzahl auf den jeweiligen Wohn- bzw. Betriebsgrund-

stücken selbst bereitzustellen. Dabei ist ein Stellplatzschlüssel von mindestens 1,5 Stellplät-

zen je Wohnung unverzichtbar.  
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3. Ver- und Entsorgung 
 

Ver- und Entsorgungsleitungen im Plangebiet sind bereits vorhanden.  

Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen Leitungen muss weiterhin gewährleistet 

bleiben. Generell dürfen die Versorgungsleitungen/-anlagen nicht überbaut oder mit 

Bäumen überpflanzt werden, um das Beschädigungspotential gering zu halten und die 

Zugänglichkeit für Wartungs- und Reparaturarbeiten zu ermöglichen.  

Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationsleitungen und -anlagen, die in ihrem 

Bestand und Betrieb gesichert bleiben müssen.  

 

§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB gibt die Ermächtigung, die Führung von oberirdischen oder unterir-

dischen Versorgungsanlagen und –leitungen aus städtebaulichen Gründen im Bebauungs-

plan zu regeln. Es ist daher festgesetzt, dass aus Gründen des Ortsbildes alle Versorgungslei-

tungen auch künftig unterirdisch zu verlegen sind. Die Trassenführung hat dabei vorzugs-

weise innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen zu erfolgen.  

Die gewählten Festsetzungen entsprechen den rechtlichen Regelungen. In § 68 Abs. 3 Tele-

kommunikationsgesetz (TKG) ist geregelt, dass die unterirdische Verlegung gegenüber einer 

oberirdischen Vorrang genießt.  

Nach Abwägung der Interessen der Wegebaulastträger, der Betreiber öffentlicher Telekom-

munikationsnetze und der städtischen Belange ist nur eine unterirdische Verlegung vertret-

bar. Den städtebaulichen Belangen (Entwicklung bzw. Beibehaltung eines ansprechenden 

Orts-, Straßen- und Siedlungsbildes) und den Belangen der Kommune insbesondere als We-

gebaulastträger (Gestaltungsfreiheit des Straßenraumes, Verkehrssicherungspflicht, Sicher-

stellung einer zuverlässigen Versorgung mit Telekommunikationsanlagen) wird gegenüber 

privatwirtschaftlichen Interessen einzelner Betreiber mehr Gewicht beigemessen.  

Zudem sind Freileitungen erheblich störanfälliger (z.B. durch Sturm, Schnee, Eisbildung, Blitz-

schlag und sonstige Beschädigungen).  

 

Möglichkeiten zur Nahversorgung bestehen im östlich der „Hamburger Straße“ gelegenen 

Gewerbegebiet „Im Paulsumpf“. Dort befinden sich Lebensmitteldiscounter ebenso wie 

Fachgeschäfte und weitere Gewerbebetriebe.  

 

 

3.1 Wasserversorgung 
 

Die Wasserversorgung der Neubaugrundstücke wird durch den Anschluss an die zentrale 

Wasserversorgung der Stadt Gifhorn sichergestellt.  

 

 

3.2 Abwasser 
 

a) Schmutzwasser 
 

Entsorgungsleitungen im Plangebiet sind bereits vorhanden.  
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b) Niederschlagswasser 
 

Grundsätzlich soll anfallendes Oberflächenwasser auf den privaten Grundstücken versickert 

werden (vgl. Wasserhaushaltsgesetz WHG).  

Hinweis: in Bereichen von Altlasten oder Bodenverunreinigungen darf keine Versickerung 

des Niederschlagswassers erfolgen. Hier ist ein alternativer Entsorgungsweg zu wählen.  

 

Zur Versickerung eignen sich z.B. Dachbegrünungen sowie Teichanlagen oder Zisternen im 

Garten. Die Funktionsfähigkeit der Anlagen zur Oberflächenversickerung auf den 

Baugrundstücken muss bereits mit dem Beginn flächenversiegelnder Baumaßnahmen auf 

den jeweiligen Grundstücken gewährleistet sein.  

Dadurch wird ein hoher Abfluss in die Kanalisation und somit eine Überlastung dieses 

Systems mit den daraus resultierenden Folgen (insbesondere Überschwemmungen, Schäden 

an Gebäuden durch Hochwasser und Starkregen) vermieden. Zudem wird die Verwertung 

des Niederschlagswassers hierdurch gefördert.  

 

Durch die Speicherung und verzögerte Abgabe von Niederschlagswasser können die 

Auswirkungen der Nachverdichtung auf den Wasserhaushalt verringert werden. So kann z.B. 

durch die Verwendung von gespeichertem Regenwasser für die Gartenbewässerung der 

Abfluss reduziert und Trinkwasser eingespart werden.  

Außerdem kann die Speicherung zu einer Erhöhung der Versickerungs- und 

Verdunstungsrate und somit zu einer Verbesserung des Kleinklimas beitragen, 

Beeinträchtigungen des belebten Bodens vorbeugen und die Grundwasserneubildungsrate 

sichern.  

 

Eine Ableitung von Niederschlagswasser auf öffentliche Flächen ist generell nicht zulässig.  

 

 

3.3 Elektro 
 

Versorgungsleitungen im Plangebiet sind bereits vorhanden.  

 

 

3.4 Gas 
 

Versorgungsleitungen im Plangebiet sind bereits vorhanden. Ob jedoch noch ein Anschluss 

von Neubauten an die Gasversorgung möglich ist, ist von den jeweiligen Bauwilligen mit den 

Versorgungsträgern direkt abzuklären.  

 

 

3.5 Telekommunikation 
 

Versorgungsleitungen im Plangebiet sind bereits vorhanden.  
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3.6 Abfallentsorgung 
 

Die Müllabfuhr obliegt dem Landkreis Gifhorn.  

Die Nutzer der Grundstücke haben ihre Abfallbehälter dann rechtzeitig an den Tagen der Ab-

fuhr (spätestens bis 6.00 Uhr) im Bereich der öffentlichen Straße, wo die Schwerlastfahrzeu-

ge der Müllabfuhr ungehindert an- und abfahren können, bereitzustellen und nach erfolgter 

Entleerung wieder auf ihr Grundstück zurückzuholen. 

Es sind dann geeignete Standplätze zur Bereitstellung von Abfallbehältern und Wertstoffen 

einzurichten. Es ist zu berücksichtigen, dass je Wohneinheit die entsprechenden Abfallbehäl-

ter (Rest-u. Biomüll sowie Papier) sowie sonstige Abfälle (Sperrmüll, Weihnachtsbäume, 

Grünrückstände, Gelbe Säcke) jeweils am Abfuhrtag zur Leerung bzw. Abholung bereitge-

stellt werden. Eine Beistellung auf einer zugeordneten Fläche stellt eine ordnungsgemäße 

Straßenbenutzung und somit eine rechtmäßige Sondernutzung sicher. 

 

 

4. Vorbeugender Brandschutz 
 

Gemäß § 2 Abs. 1 Ziff. 2 des Niedersächsischen Brandschutzgesetzes (NBrandSchG) obliegt 

der Gemeinde die Grundversorgung mit Löschwasser. In den technischen Regeln und Mittei-

lungen der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e. V. (DVGW) und des Deut-

schen Institutes für Normung (DIN e.V.) wird Weiteres geregelt.  

 

Die Grundversorgung mit Löschwasser richtet sich nach der baulichen Nutzung und der Ge-

fahr der Brandausbreitung in einem Baugebiet.  

In dem westlichen Teil dieses Bebauungsplanes ist als Art der baulichen Nutzung gemäß § 4 

BauNVO ein allgemeines Wohngebiet mit einer Ein- bis Zweigeschossigkeit und einer GRZ 

von 0,3 festgesetzt. Entsprechend den Ausführungen der Vorschrift „DVGW W 405 wird der 

erforderliche Löschwasserbedarf in diesem Plangebiet mit 48 m³/h bemessen.  

 

Im östlichen Teil des Plangebiets ist ein Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO mit einer Geschos-

sigkeit von maximal 2 Vollgeschossen, einer GRZ von 0,6 und einer GFZ von 1,2 festgesetzt. 

Entsprechend den Ausführungen der Vorschrift „DVGW W 405 wird der erforderliche Lösch-

wasserbedarf in diesem Plangebiet mit 96 m³/h bemessen. 

 

Die Löschwasserbereitstellung erfolgt durch das Wasserwerk der Stadt Gifhorn und wird 

über die im Plangebiet vorgesehenen Wasserleitungen und Hydranten sichergestellt. Die er-

forderliche Löschwassermenge ist in einer maximalen Entfernung von 150 m über geeignete 

Löschwasserentnahmemöglichkeiten zur Verfügung zu stellen. Als Löschwasserentnahme-

stellen können Unter- oder Überflurhydranten nach DIN 3221, unterirdische Löschwasserbe-

hälter nach DIN 14 230 oder auch Löschwasserteiche nach DIN 14 210 angesehen werden. 

Für den Erstangriff / -einsatz sind grundsätzlich Unter- oder Überflurhydranten aus der öf-

fentlichen Löschwasserversorgung anzusetzen. Unter Bezugnahme des auf den Einsatzfahr-

zeugen der Feuerwehr mitgeführten Schlauchmaterials ist mindestens eine geeignete Lösch-

wasserentnahme zu den einzelnen Objekten im geplanten Gebiet in maximal 75 m erforder-

lich, um das Wasser zum Einsatzfahrzeug heranzuführen und nach Druckerhöhung an der 
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Einsatzstelle zu verteilen. Bei der Planung ist zu berücksichtigen, dass Hydranten nicht im Be-

reich von Parkflächen vorzusehen sind. Die Belange des vorbeugenden Brandschutzes wer-

den einvernehmlich mit dem zuständigen Brandschutzprüfer geregelt.  

 

 

5. Spielplätze 
 

Spielgelegenheiten für Kleinkinder sind auf den Grundstücken selbst vorzusehen.  

Öffentliche Spielmöglichkeiten sind auf den südlich und westlich des Plangebietes gelegenen 

Grünflächen ausreichend vorhanden.  

 

 

6. Immissionsschutz 
 

Zur Abschätzung von möglichen Immissionen im Plangebiet, insbesondere von der westlich 

benachbarten Sportanlage ausgehend, wurde eine entsprechende Untersuchung durch ein 

Fachbüro erstellt (Bonk-Maire-Hoppmann Part GmbH (14.12.2022). Schalltechnische Stel-

lungnahme zum Bebauungsplan „Ahnwende III“ sowie „Neubokeler Straße“ der Stadt Gif-

horn. Garbsen) 

Dabei kommt das Gutachten zu folgender Beurteilung der Geräuschsituation im Plangebiet:  

Zitat:  

„Nach den Ergebnissen der durchgeführten schalltechnischen Berechnungen ist festzustellen, 

dass unter Berücksichtigung des aktuellen Nutzungsumfangs der Sportanlagen der für WA-

Gebiete am Tage maßgebliche IMMISSIONSRICHTWERT von:  

WA-Gebiet: IRWtags = 55 dB(A) 

im betrachteten Plangebiet eingehalten bzw. unterschritten wird (vgl. Anlage 2, Blatt 1 bis 4). 

Die größten Immissionsbelastungen ergeben sich für die Nutzungssituation 3 (Fußballpunkt-

spiel freitags innerhalb der Ruhezeit bis 21.00 Uhr) bzw. die Nutzungssituation 4 (Fußball-

punktspiel sonntags ab 14.30 Uhr). In diesen Nutzungssituationen kann der maßgebliche WA- 

IMMISSIONSRICHTWERT im Bereich der unmittelbar westlich benachbarten, am stärksten be-

troffenen Bauflächen gerade erreicht werden (vgl. Anlage 2, Blatt 3 bzw. Blatt 4). 

Im übrigen Plangebiet kann die Unterschreitung dieses Bezugspegels vorausgesetzt werden. 

Insbesondere bei der Durchführung eines Trainingsbetriebes an Werktagen außerhalb der Ru-

hezeiten kann eine deutliche Unterschreitung des für Allgemeine Wohngebiete maßgeblichen 

IMMISSIONSRICHTWERTS vorausgesetzt im gesamten Geltungsbereich vorausgesetzt wer-

den. In diesem Beurteilungszeitraum wäre auch eine Erhöhung des Trainingsumfangs (=> 

Verdoppelung) denkbar ohne den WA-IMMISSIONSRICHTWERT zu überschreiten.“  

 

Insofern ist bei derzeitigem Spielbetrieb mit keinen unzumutbaren Geräuschbelastungen im 

Plangebiet zu rechnen.  

 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der bebauten Ortslage der Ortschaft Gamsen, nahe 

der Gifhorner Innenstadt und ist durchzogen von Verkehrsflächen bzw. grenzt an diese an. 

Insofern handelt es sich um einen vorbelasteten Bereich. Wesentliche Änderungen an den 

Verkehrsflächen, die zu einer erheblichen Erhöhung von Immissionen (Schall, 
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Erschütterungen usw.) führen könnten, sind aktuell nicht vorgesehen. Bestehende 

Immissionen sind daher im Rahmen der gegenseitigen Rücksichtnahme von den Anliegern 

des Plangebietes hinzunehmen.  

 

Aufgrund der Situation, dass dringend weiterer Wohnraum in der Stadt Gifhorn und in der 

Ortschaft Gamsen benötigt wird, wird die vorgesehene Nachverdichtung auch im Hinblick 

auf den Immissionsschutz für vertretbar erachtet.  

 

 

Südlich des Plangebietes verläuft eine 2 x 110 kV-Freileitung parallel zur „Bruno-Kuhn-

Straße“. Der Abstand der Leitungsmitte zur Plangebietsgrenze und den Wohnbaugrundstü-

cken beträgt ca. 13 m.  

 

Vermeidung elektrischer Überschläge: 

 

Zur Vermeidung elektrischer Überschläge wird auf die Abhandlung „Bauliche Anlagen im 

Nahbereich von Hochspannungsfreileitungen“ von 2016 der Freien und Hansestadt Hamburg 

verwiesen. Darin wird der erforderlichen Abstand von Freileitungen wie folgt bewertet:  

 

„Bei Bau- und Abbruchvorhaben, die im „örtlichen Einflussbereich“ (Freileitungsbereich) ei-

ner Hochspannungsfreileitung durchgeführt werden sollen, können Gefährdungen“ wie z.B. 

elektrische Überschläge „nicht von vornherein ausgeschlossen werden. Die Breite dieses 

Freileitungsbereiches wird durch den Abstand der äußeren Leiterseile von der Mittelachse 

der Leitungstrasse sowie durch das Maß der seitlichen Ausschwingungen der Leiterseile 

durch Windeinfluss bestimmt und beträgt als Richtwert:  

- 40 m bei Leitungen mit einer Spannung von 110 kV und  

- 50 m bei Leitungen mit einer Spannung von 380 kV  

jeweils beiderseits der Trassenachse.“  

 

Daher wird als Abstand der Baugrenzen von der Leitungsachse 40 m als einzuhalten festge-

setzt.  

 

Elektrische Felder (26. BImSchV): 

 

Damit ist auch unter dem Gesichtspunkt elektrischer Felder (26. BImSchV) ein hinreichender 

Abstand der Wohnbebauung von der Freileitung gegeben.  

„Von Hochspannungsfreileitungen gehen elektrische und magnetische Felder aus. Es ist nicht 

auszuschließen, dass diese Felder in unmittelbarer Nähe der Freileitungen u.U. zu schädli-

chen Umwelteinwirkungen in Form von gesundheitlichen Gefährdungen der sich in diesem 

Bereich aufhaltenden Menschen führen können.  

Als Maßstab für die Beurteilung der Zulässigkeit von baulichen Anlagen, die dem Aufenthalt 

von Menschen dienen, im örtlichen Einflussbereich von Hochspannungsfreileitungen wird 

die 26. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 

über elektromagnetische Felder – 26. BImSchV) in der jeweils geltenden Fassung herangezo-

gen. Diese Verordnung gilt zwar unmittelbar nur dann, wenn Hochspannungsfreileitungen 

errichtet und betrieben werden sollen, aber die Festlegungen in den §§ 3 und 4 der 26. BIm-

SchV über die Maximalwerte der elektrischen Feldstärke und magnetischen Flussdichte im 

Einwirkungsbereich der Freileitungen können auch dann sinngemäß angewendet werden, 
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wenn bauliche Anlage in der Nähe von in Betrieb befindlichen Hochspannungsfreileitungen 

errichtet werden sollen.“  

 

Gemäß der „Hinweise zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder 

(Länderausschuss für Immissionsschutz-LAI 2004) ist es erforderlich innerhalb eines Abstan-

des zur Senkrechten durch die Leitungstrassenmitte von jeweils 20 m bei 110 kV-Leitungen 

und von 35 m bei 380 kV-Leitungen zu prüfen, ob die Anforderungen der 26. BImSchV einge-

halten werden. 

 

Der ohnehin erforderliche Abstand von 40 m, um elektrische Überschläge zu vermeiden, 

wird daher auch unter dem Aspekt des Schutzes vor elektrischen Feldern für angemessen er-

achtet.  

 

 

7. Altablagerungen 
 

Altlasten  

 

Altablagerungen bzw. Altlasten sind im Plangebiet bisher nicht bekannt.  

 

 

Kriegseinwirkungen 

 

Durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landesamtes für Geoinformation und 

Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) wurden mit Datum vom 17.09.2020 

Luftbildauswertungen des Plangebietes durchgeführt. Dabei wurde kein Verdacht auf 

Abwurfkampfmittel festgestellt.  

Sollten sich Hinweise auf Kampfmittel ergeben oder bei Erdarbeiten Hinweise auf Kampfmit-

tel gefunden werden, ist umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt o-

der der Kampfmittelbeseitigungsdienst direkt zu benachrichtigen.  

 

 

8. Denkmalpflege 
 

Baudenkmale, Bodendenkmale oder archäologische Fundstätten sind im Planbereich nicht be-

kannt. Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen archäologische Denkmale 

auftreten, die dann unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde / der Kreis- und Stadtar-

chäologie (Herrn Dr. Eichfeld, Tel. 05371/3014; ingo.eichfeld@gifhorn.de) gemeldet werden 

müssen (§ 14 Abs. 1 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz - NDSchG). Möglicherweise auf-

tretende Funde und Befunde sind zu sichern, die Fundstelle unverändert zu belassen und vor 

Schaden zu schützen (§ 14 Abs. 2 NDSchG). 
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9. Grünflächen 
 

Grünflächen sind – außer als private Hausgärten - im Plangebiet nicht vorhanden und aus Be-

legungsgründen nicht möglich bzw. nicht geplant. Südlich und westlich an das Plangebiet an-

grenzend sind jedoch umfangreiche Grün- und Freiflächen für Spiel, Sport und Naherholung 

vorhanden.  

 

 

10. Grünordnung und Landschaftspflege 
 

Der Planung liegt der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 1 „Ahnwende III“ von 1963 zugrunde, 

wonach Eingriffe in Natur und Landschaft in gewissem Umfang bereits zulässig sind. Für 

Bäume und Gehölze im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind die Bestimmungen der 

Baumschutzsatzung der Stadt Gifhorn vom 31.08.2023 anzuwenden.  

 

Gemäß § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB ist ein Ausgleich nicht erforderlich, wenn die Eingriffe 

bereits vor der planerischen Entscheidung zulässig waren. Dies ist hier der Fall, da für den 

Geltungsbereich bisher ein Bebauungsplan von 1963 besteht. Zudem waren Grundflächen 

von Nebenanlagen bisher nicht an die zulässige Grundfläche anzurechnen, konnten also 

ohne Begrenzung erstellt werden. Dies ist nunmehr nach der geltenden BauNVO nur bis zu 

50 % der zulässigen Grundfläche möglich. Auch insofern erfolgen durch die Neufassung des 

Bebauungsplanes keine neuen Baurechte.  

 

Um im Sinne des Orts- und Landschaftsbildes eine Vorsorge für die Gestaltung zu treffen, 

wird bestimmt, dass je angefangene 300 m² neu versiegelter Fläche je ein standortgerechter 

Baum (s. Pflanzliste in der Anlage dieser Begründung) als 2 x verpflanzter Hochstamm mit 

einem Stammumfang von mindestens 16 cm, gemessen in einem Meter Höhe, zu pflanzen, 

zu unterhalten und bei Abgang gleichartig zu ersetzen ist. Die Vorgehensweise wird als 

angemessen erachtet, um eine Nachverdichtung im bestehenden Quartier verträglich zu 

gestalten. 

In der Pflanzliste sind neben Obstbäumen und heimischen Sorten auch relativ klimarobuste 

Gehölze aufgeführt, die z.T. (noch) nicht heimisch sind. Dabei handelt es sich um Sorten, die 

mit dem Klimawandel und Klimaextremen besser zurechtkommen, als heimische Sorten. Von 

daher ist es sinnvoll und vertretbar, solche Gehölze in die Pflanzliste aufzunehmen.  

 

Das Artenschutzrecht gilt unmittelbar und ist zu beachten. Das heißt z. B., dass unmittelbar 

vor einem Baubeginn sicherzustellen ist, dass nicht gegen das Tötungsverbot verstoßen wird.  

 

 

11. Örtliche Bauvorschrift 
 

Im Rahmen der Bebauungsplan-Neufassung erfolgt die Aufstellung einer gesonderten örtli-

chen Bauvorschrift (ÖBV). Mit dieser örtlichen Bauvorschrift werden für die nunmehr als all-

gemeines Wohngebiet festgesetzten Bereiche des Bebauungsplanes aus den 1970er Jahren 

Regelungen getroffen, um den Ortscharakter, der durch die Bautypen dieser Zeit bestimmt 

ist, zu sichern.  
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12. Hinweise aus der Sicht der Fachplanungen 
 

      

wird nach dem Planverfahren ergänzt 

 

 

13. Ablauf des Planverfahrens 
 

13.1 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde mit dem 

Vorentwurf des Bebauungsplanes im Rahmen einer Auslegung in der Zeit vom __________ 

bis __________ durchgeführt.  

 

wird nach dem Planverfahren ergänzt 

 

 

13.2 Frühzeitige Beteiligung der Behörden, sonstiger Träger öffentlicher Belange und Nach-
bargemeinden 

 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie die 

Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB wurden mit Schreiben vom __________ zur 

Abgabe einer Stellungnahme bis zum __________ aufgefordert.  

 

wird nach dem Planverfahren ergänzt 

 

 

13.3 Öffentliche Auslegung 

 

      

wird nach dem Planverfahren ergänzt 

 

 

13.4 Beteiligung der Behörden, sonstiger Träger öffentlicher Belange und  
Nachbargemeinden 

 

wird nach dem Planverfahren ergänzt 
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C) Umweltbericht 

 

 

1. Einleitung 
 

Im vorliegenden Umweltbericht werden die aufgrund der Umweltprüfung nach § 2 (4) 

BauGB ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes dargelegt. Das Verfahren 

gemäß § 4 (1) BauGB dient vor allem auch dazu, um von den Behörden und sonstigen Trä-

gern öffentlicher Belange Anregungen im Hinblick auf den erforderlichen Umfang / Detaillie-

rungsgrad der Umweltprüfung zu erhalten. 

 

 

1.1  Inhalt und Ziele des Bauleitplanes 
 

Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 1 „Ahnwende III“, Neufassung, Ortschaft Gamsen 

wird erforderlich, um die effektive Ausnutzung von großen Baugrundstücken zu ermöglichen 

und mittel- bis langfristig nachverdichten zu können. Der Plangeltungsbereich umfasst eine 

Fläche von ca. 10,13 ha, von denen ca. 5,70 ha rechtskräftig als allgemeine Wohngebiete und 

eine Fläche von ca. 3,53 ha als Mischgebiet festgesetzt werden. Darüber hinaus werden im 

Umfang von ca. 0,9 ha die bestehenden Straßen erfasst.  

 

Die Änderungen gegenüber den rechtskräftigen Planungen erstrecken sich im Wesentlichen 

auf die Baugrenzen sowie die Sicherung der vorhandenen Nutzungen. Darüber hinaus wird 

bestimmt, dass Garagen und Nebenanlagen ausschließlich innerhalb der Baugrenzen errich-

tet werden dürfen. In Abhängigkeit von der neuen Versiegelung wird bestimmt, dass je 

300 m² neu versiegelter Fläche ein standortgerechter Baum zu pflanzen ist. Ferner finden die 

Regelungen der städtischen Baumschutzsatzung Anwendung.  

Durch die Planung wird zur Bereitstellung von Wohnbauflächen im Bestand eine Nachver-

dichtung ermöglicht und im Sinne des sparsamen Umganges mit Grund und Boden zur Ver-

meidung gänzlich neuer Eingriffe am Übergang zur freien Landschaft beigetragen.  

 

 

1.2 Darstellung und Berücksichtigung der festgelegten Ziele des Umweltschutzes 
 

Die Stadt berücksichtigt bei der Planaufstellung insbesondere folgende, in den einschlägigen 

Fachgesetzen und Normen festgelegte Ziele des Umweltschutzes:  

 

- Schutz, Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

- Schutz und Vermeidung vor bzw. von schädlichen Umwelteinwirkungen 

- Schutz des Bodens 

- Schutz von Kulturgütern 

- Klimaschutz 

 

Dabei werden folgende Gesetze u. a. berücksichtigt:  

 

− Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
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− Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

− DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ 

− Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) 

− Länderarbeitsgemeinschaft Abfall: Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mi-

neralischen Abfällen: Teil II: Technische Regeln für die Verwertung, 1.2 Bodenmaterial 

(TR Boden) 

− Baugesetzbuch (BauGB) 

− Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (DSchG ND) 

 

Konkrete Ziele und Bewertungsmaßstäbe werden aus den umweltbezogenen Darstellungen 

und Festlegungen des Regionalen Raumordnungsprogrammes, des Flächennutzungsplanes, 

dem Landschaftsrahmenplan des Landkreises Gifhorn und dem Landschaftsplan abgeleitet 

und im Sinne von § 1 a BauGB i. V. mit § 21 BNatSchG berücksichtigt. 

 

Informationen sind u. a. aus den interaktiven niedersächsischen Umweltkarten der Umwelt-

verwaltung (Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz) sowie 

dem NIBIS-Kartenserver des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie entnommen. 

 

Aufgrund der für verschiedene Schutzgüter zu erwartenden erheblichen Beeinträchtigungen 

sind im Bebauungsplan Maßnahmen festgesetzt, die dafür Sorge tragen, zur Vermeidung, zur 

Verminderung und zur Minimierung von Eingriffen beizutragen sowie ein angemessenes 

Maß an Ausgleich für die Eingriffe zu sichern.  

 

 

2. Bestandsaufnahme, Entwicklungsprognosen und Bewertung der erheblichen  
Umweltauswirkungen 

 

2.1  Bestands- und Entwicklungsprognose bei Nichtdurchführung der Planung 
 

Die zur Planung herangezogenen Flächen sind Gegenstand eines rechtskräftigen Bebauungs-

planes. In diesem Bebauungsplan sind die Baugrenzen auf eine Bautiefe entlang der Straßen 

bzw. Verkehrsflächen beschränkt. Bei Nichtdurchführung der Planung verbliebe es bei den 

größeren, nicht bebaubaren Gartenbereichen.  

 

Bei Verzicht auf diese Planung würden die bestehenden Gartenbereiche erhalten bleiben. 

Um den Wohnraumbedarf der Bevölkerung decken zu können, müssten an anderer Stelle 

Flächen für eine Bebauung in Anspruch genommen werden.  

 

 

2.2 Bestands- und Entwicklungsprognose bei Durchführung der Planung 
 

Innerhalb der Umweltprüfung werden die naturräumlichen Belange gegliedert nach den 

Schutzgütern Mensch, Pflanzen und Tiere, Boden, Fläche, Wasser, Klima, Luft, Landschaft so-

wie Kultur und sonstige Sachgüter untersucht und die Auswirkungen der Planung auf die 

Schutzgüter in der Umweltprüfung untersucht und im Umweltbericht dargelegt. Die Prüfung 

erfolgt schutzgutbezogen auf der Grundlage der Auswertung übergeordneter Planungen und 
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Fachgutachten. Im Rahmen der vorliegenden Planung sind für einzelne Schutzgüter Umwelt-

auswirkungen zu erwarten. 

 

Methodik: 

Im Hinblick auf den Naturhaushalt und das Landschaftsbild werden  

 

- das Regionale Raumordnungsprogramm Großraum Braunschweig 

- die Aussagen des Landschaftsrahmenplanes des Landkreises Gifhorn 

- die Aussagen des Landschaftsplanes der Stadt Gifhorn 

- Bodenübersichtskarten 

- das Kartenwerk des Niedersächsischen Landesamtes für Wasserwirtschaft, Küsten 

und Naturschutz (NLWKN) 

 

ausgewertet. 

 

 

2.3  Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich festgestellter  
erheblicher Umweltauswirkungen  

 

a) Schutzgut Mensch 
 

Durch die vorliegende Planung wird ermöglicht, durch die Erhöhung der bisher festgesetzten 

Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 auf dann 0,3 im westlichen Planbereich bzw. einer GRZ von 

0,6 im Bereich der Hamburger Straße die Grundstücke flexibler und effizienter auszunutzen. 

Dem Wohnraumbedarf der Gifhorner Bürger und der großen Nachfrage nach Baugrundstü-

cken kann im Bestand teilweise Rechnung getragen werden. Durch diese Maßnahme kann 

auch dem Generationswechsel innerhalb des bestehenden Quartiers für eine zeitgemäße Be-

bauung entsprochen werden. Größere Häuser können z. B. von jungen Familien bezogen 

werden, während die ältere Generation barrierefrei in den hinteren Gartenbereichen bauen 

kann, sofern die Grundflächenzahl noch nicht ausgeschöpft wurde.  

 

Durch die gewählten großzügig gefassten Baugrenzen kann im Hinblick auf den sparsamen 

Umgang mit Grund und Boden dazu beigetragen werden, an anderer Stelle Eingriffe in Natur 

und Landschaft zu vermeiden. Hinsichtlich möglicher Emissionen von der nahe gelegenen 

Sportanlage werden die Orientierungswerte der DIN 18005 eingehalten. Wo dies auf weni-

gen Grundstücken nicht möglich ist, wird in Abwägung mit dem dringend erforderlichen 

Wohnraumbedarf die getroffene Planung für vertretbar erachtet, zumal passiver Schall-

schutz möglich ist.  

 

Planbegleitend ist die Auswertung der Luftbilder im Hinblick auf Abwurfkampfmittel erfolgt.  

Dabei wurde kein Verdacht auf Abwurfkampfmittel festgestellt. Sollten sich hier dennoch 

Hinweise auf Kampfmittel ergeben oder bei Erdarbeiten Hinweise auf Kampfmittel gefunden 

werden, ist umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der Kampf-

mittelbeseitigungsdienst direkt zu benachrichtigen. 
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b) Schutzgut Tiere, Pflanzen und Biodiversität 
 

Kriterium für die Bearbeitung des Schutzgutes stellen die Naturnähe der vorgefundenen Bio-

tope und das Vorkommen gefährdeter Arten dar. Informationsbasis für die Bestandsdarstel-

lung des Schutzgutes sind nachfolgende Quellen: 

 

- Landschaftsrahmenplan Landkreis Gifhorn 

- Landschaftsplan der Stadt Gifhorn 

- MAP-Server Niedersächsisches Landesamt für Wasserwirtschaft, Küsten- und Natur-

schutz (NLWKN) 

 

Der Plangeltungsbereich ist derzeit durch Ein- und Mehrfamilienhaus-Bebauung sowie im 

östlichen Bereich durch eine Nutzungsmischung mit Gewerbebetrieben geprägt. Die Haus-

gärten stellen sich als unterschiedlich gut eingegrünte Ziergärten dar. Hinweise auf beson-

ders oder streng geschützte Arten im Planbereich liegen bisher nicht vor.  

Das Artenschutzrecht gilt jedoch stets und unmittelbar und ist zu beachten.  

 

Im Hinblick auf die Flora und die Fauna im Plangebiet werden keine wesentlichen Verände-

rungen oder Beeinträchtigungen durch die Bebauung im Rahmen der bereits zuvor zulässi-

gen Grundflächenzahl erwartet. Es ist die Baumschutzsatzung der Stadt Gifhorn vom 

31.08.2023 zu beachten.  

 

 

c) Schutzgut Fläche 
 

Bereits im rechtskräftigen Bebauungsplan sind für den Plangeltungsbereich 10,13 ha Klein-

siedlungsgebiet bzw. Mischgebiet einschließlich Verkehrsflächen festgesetzt. Im Kleinsied-

lungsgebiet gilt eine Bebauung mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,2 bei maximal zwei-

geschossiger Bauweise (nach damaliger Festsetzung = 1 Vollgeschoss, 1 ausgebautes Dach-

geschoss). Im Mischgebiet gilt eine GRZ von 0,6 bei einer ebenfalls maximal zweigeschossi-

gen Bauweise.  

 

Um eine sinnvolle Nachverdichtung zu ermöglichen wird die GRZ wie in den nördlich gelege-

nen Wohngebieten auf 0,3 erhöht. Insofern ist eine geringfügig größere Versiegelung durch 

Hauptnutzungen möglich. Da jedoch nach dem bisherigen Bebauungsplan Nebengebäude 

unbegrenzt zulässig sind und diese nunmehr durch die Neufassung die GRZ nur noch um 

50 % überschreiten dürfen, werden sich keine erheblichen Veränderungen, noch Beeinträch-

tigungen für das Schutzgut ergeben. Aufgrund der Festsetzungen sind im künftigen allgemei-

nen Wohngebiet mit der GRZ 0,3 maximal 1,71 ha versiegelbar. In Mischgebiet mit der GRZ 

0,6 sind nach wie vor maximal 2,12 ha Fläche durch Bebauung versiegelbar.  

Durch die Veränderung und flexiblere Gestaltung der Baugrenzen wird die effektivere und 

flexiblere Ausnutzung der Grundstücke ermöglicht.  
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d) Schutzgut Wasser – (Oberflächengewässer und Grundwasser) 
 

Durch den bisherigen Bebauungsplan ist eine GRZ von 0,2 im allgemeinen Wohngebiet bzw. 

0,6 im Mischgebiet bereits rechtskräftig festgesetzt. Um eine sinnvolle Nachverdichtung zu 

ermöglichen wird die GRZ wie in den nördlich gelegenen Wohngebieten auf 0,3 erhöht. Inso-

fern ist eine geringfügig größere Versiegelung durch Hauptnutzungen möglich. Da jedoch 

nach dem bisherigen Bebauungsplan Nebengebäude unbegrenzt zulässig sind und diese nun-

mehr durch die Neufassung nur noch die GRZ um 50 % überschreiten dürfen, werden sich 

keine erheblichen Veränderungen, noch Beeinträchtigungen für das Schutzgut ergeben.  

 

 

e) Schutzgut Boden 
 

Durch den bisherigen Bebauungsplan ist eine GRZ von 0,2 im allgemeinen Wohngebiet bzw. 

0,6 im Mischgebiet bereits rechtskräftig festgesetzt. Um eine sinnvolle Nachverdichtung zu 

ermöglichen wird die GRZ wie in den nördlich gelegenen Wohngebieten auf 0,3 erhöht. Inso-

fern ist eine geringfügig größere Versiegelung durch Hauptnutzungen möglich. Da jedoch 

nach dem bisherigen Bebauungsplan Nebengebäude unbegrenzt zulässig sind und diese nun-

mehr durch die Neufassung nur noch die GRZ um 50 % überschreiten dürfen, werden sich 

keine erheblichen Veränderungen, noch Beeinträchtigungen für das Schutzgut ergeben.  

 

 

f) Schutzgut Klima und Luft 
 

Durch den bisherigen Bebauungsplan ist eine GRZ von 0,2 im allgemeinen Wohngebiet bzw. 

0,6 im Mischgebiet bereits rechtskräftig festgesetzt. Um eine sinnvolle Nachverdichtung zu 

ermöglichen wird die GRZ wie in den nördlich gelegenen Wohngebieten auf 0,3 erhöht. Inso-

fern ist eine geringfügig größere Versiegelung durch Hauptnutzungen möglich. Da jedoch 

nach dem bisherigen Bebauungsplan Nebengebäude unbegrenzt zulässig sind und diese nun-

mehr durch die Neufassung nur noch die GRZ um 50 % überschreiten dürfen, werden sich 

keine erheblichen Veränderungen, noch Beeinträchtigungen für das Schutzgut ergeben.  

 

 

g) Schutzgut Landschaftsbild 
 

Das Siedlungsbild im Planbereich ist durch die bestehende Einfamilienhaus-Bebauung mit 

den zugehörigen Gärten und Ziergehölzen, einige Mehrfamilienhäuser sowie Gewerbebe-

triebe und Straßengrün geprägt. Durch die Erweiterung der Baugrenzen und die damit mögli-

che flexiblere Ausnutzung der Grundstücke wird sich keine erheblichen Veränderungen bzw. 

Beeinträchtigungen gegenüber dem bisherigen Zustand ergeben.  
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h) Schutzgut sonstige Kultur- und sonstige Sachgüter 
 

Das Ortsbild im Planbereich ist durch die bestehende Einfamilienhaus-Bebauung mit den zu-

gehörigen Gärten und Ziergehölzen, einige Mehrfamilienhäuser sowie Gewerbebetriebe ge-

prägt. Besonders schutzwürdige Kultur- oder sonstige Sachgüter sind nicht bekannt.  

 

 

 

Eingriffsbilanzierung 
 

- Vermeidung, Minimierung 

 

Im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 1 „Ahnwende III“, Neufassung 

ergeben sich durch die vorliegende Bauleitplanung keine erheblichen Umweltauswirkungen. 

Die Planung an sich trägt zur Nachverdichtung und somit zur Vermeidung von Eingriffen an 

anderer Stelle bei. Zur Vermeidung einer zu großen Verdichtung, die das bestehende Wohn-

gebiet nicht vertragen würde, sind Regelungen zur maximalen Anzahl von Wohnungen in 

Wohngebäuden getroffen. Um im Hinblick auf das Ortsbild gestalterisch einzuwirken, erfol-

gen Regelungen im Rahmen einer örtlichen Bauvorschrift (ÖBV). Außerdem wird bestimmt, 

dass für künftige Neubebauungen angekoppelt an den Versiegelungsgrad auf den privaten 

Grundstücken standortgerechte Bäume zu pflanzen sind. Darüber hinaus gelten die Regelun-

gen der Baumschutzsatzung der Stadt Gifhorn. So wird die Quartiersdurchgrünung gesichert.  

Das Artenschutzrecht gilt unmittelbar und ist zu beachten. Das heißt z. B., dass unmittelbar 

vor Baubeginn sicherzustellen ist, dass nicht gegen das Tötungsverbot verstoßen wird.  

 

- Bodenschutz 

 

Zum Schutz des Bodens vor Verunreinigungen sind die Vorgaben des Kreislaufwirtschafts- 

und Abfallgesetzes zu beachten. Dabei gilt grundsätzlich, dass gem. § 202 BauGB Mutterbo-

den, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen 

Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, im nutzbaren Zustand zu erhalten und 

vor Vernichtung (z. B. Beimengung von Baurückständen, Metallen, chemischen Stoffen, 

Schlacken) oder Vergeudung (z. B. Auffüllen der Baugrube, Verwendung als nicht bepflanzba-

rer Untergrund) zu schützen ist. 

 

Eine Kompensation für die Beeinträchtigungen der Schutzgüter durch die neu entstandenen 

Versiegelungen erfolgt teilweise im Planbereich. Das anfallende Oberflächenwasser soll voll-

ständig im Planbereich versickert werden. Hierdurch wird sämtliches Oberflächenwasser 

dem Naturhaushalt wieder zugeführt und die abflussmindernde Wirkung der Flächen nicht 

beeinträchtigt. 

 

Zum Schutz des Bodens vor Verunreinigungen sind die Vorgaben des Bundesbodenschutzge-

setzes (BBodSchG) zu beachten. 
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2.4 Andere Planungsmöglichkeiten 
 

Bei dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes handelt es sich um einen bereits bebauten 

Siedlungsbereich, der sich für eine Nachverdichtung eignet. Insofern scheiden andere Pla-

nungsmöglichkeiten aus.  

 

Im Rahmen der vorliegenden Bebauungsplanänderung hätte die Möglichkeit bestanden, die 

Grundflächenzahl im allgemeinen Wohngebiet deutlich heraufzusetzen und so eine noch ef-

fektivere Ausnutzung der Grundstücke zu ermöglichen. Im Hinblick auf die bestehende Nach-

barschaft und das Ortsbild wurde jedoch die Grundflächenzahl von 0,3, die bereits in den be-

nachbarten Wohngebieten gilt, für sinnvoll und vertretbar erachtet. Im Rahmen der neu de-

finierten Baugrenzen bestehen ausreichend Spielräume, die großen Grundstücke effektiv zu 

nutzen. Im Sinne des sparsamen Umganges mit Grund und Boden wird dies als die angemes-

sene Lösung erachtet.  

 

 

2.5 Erhebliche nachteilige Auswirkungen von Vorhaben nach § 50 Bundesimmissionsschutz-
gesetz 

 

Es handelt sich bei der vorliegenden Planung auf dem überwiegenden Teil des Geltungsbe-

reiches um ein allgemeines Wohngebiet mit Grünanlagen sowie im nördlichen Teil um ein 

Mischgebiet und ein Gewerbegebiet. Vorhaben, die gem. § 50 Bundesimmissionsschutzge-

setz (BImSchG) einer Genehmigung bedürften, werden im Plangebiet nicht entstehen. Stör-

fallbetriebe sind nicht zu erwarten.  

 

 

3. Zusatzangaben 
 

3.1  Verwendete Verfahren / Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Umweltprüfung 

 

In der Umweltprüfung wurden die umweltrelevanten Aussagen von Fachplänen (Land-

schaftsrahmenplan, Landschaftsplan, Regionales Raumordnungsprogramm für den Groß-

raum Braunschweig) und der Flächennutzungsplan mit Blick auf die Vorgaben des Baugesetz-

buches ausgewertet. Grundsätzliche Schwierigkeiten haben sich dabei nicht ergeben. 

 

 

3.2 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen (Monitoring) 
 

Im Hinblick auf die ermittelten erheblichen Umweltauswirkungen gem. § 4c BauGB überwa-

chen die Kommunen die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund der Bauleitpläne 

eintreten, um insbesondere unvorhergesehen nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermit-

teln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Dabei ist die 

Stadt insbesondere auch auf Hinweise der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange gem. § 4 Abs. 3 BauGB angewiesen.  
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3.3 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 
 

Die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 1 „Ahnwende III“, Neufassung, Ortschaft Gamsen 

wird erforderlich, um in der Ortschaft Gamsen in Nähe zur Gifhorner Innenstadt die effektive 

Ausnutzung der dortigen Baugrundstücke zu ermöglichen und nachverdichten zu können. 

Der Plangeltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 10,13 ha, von denen ca. 5,7 ha rechts-

kräftig als allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO und ca. 3,53 ha als Mischgebiet 

(MI) gemäß § 6 BauNVO festgesetzt werden. Darüber hinaus werden im Umfang von ca. 

0,9 ha die bestehenden Straßen erfasst.  

Die Änderung gegenüber den rechtskräftigen Planungen erstreckt sich im Wesentlichen auf 

die Baugrenzen. Darüber hinaus wird bestimmt, dass Garagen und Nebenanlagen ausschließ-

lich innerhalb der Baugrenzen errichtet werden dürfen. In Abhängigkeit von der neuen Ver-

siegelung wird bestimmt, dass je 300 m² neu versiegelter Fläche ein standortgerechter Baum 

zu pflanzen ist.  

Durch die Planung wird zur Bereitstellung von Wohnbauflächen im Bestand die Nachverdich-

tung ermöglicht und im Sinne des sparsamen Umganges mit Grund und Boden zur Vermei-

dung gänzlich neuer Eingriffe am Übergang zur freien Landschaft beigetragen. 

 

 

3.4 Quellenangaben 
 

 Landschaftsrahmenplan Landkreis Gifhorn 

 Landschaftsplan Gifhorn 

 MAP-Server NLWKN 

 Niedersächsischer Kartierschlüssel; Olaf von Drachenfels 

 

 

 

 

 

 

D) Zusammenfassende Erklärung gemäß § 10a BauGB 

 

 

1. Ziele der Planung 
 

(wird zum Abschluss des Planverfahrens ergänzt) 

 

 

2. Berücksichtigung der Umweltbelange und der Beteiligungsverfahren / Abwägung 
 

(wird zum Abschluss des Planverfahrens ergänzt) 

 

  



Bebauungsplan Nr. 1 „Ahnwende III“, Neufassung, Ortschaft Gamsen 
Verfahrensstand: frühzeitige Beteiligung, 31.01.2024 

29 
 

 
E) Realisierung der Planung 

 

 

1. Bodenordnende oder sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die  
Grundlage bildet 

 

Bodenordnende oder sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die Grundlage bildet, 

werden nicht erforderlich.  

 

Alle öffentlichen Straßen und Wege sind bereits vorhanden und ausgebaut sowie gewidmet. 

Wegeflächen zu hinterliegenden Grundstücken, die keine Verbindung zu öffentlichen Ver-

kehrsflächen haben, sind von den jeweils betroffenen Eigentümern selbst, z.B. über Baulasten 

oder Grunddienstbarkeiten, zu sichern.  

 

 

2.  Kosten verursachende Maßnahmen 
 

Kostenverursachende Maßnahmen erfolgen nicht.  

 

 

 

 

 

 

F) Flächenbilanz 

 
 

   

Plangebiet ca. 10,13 ha 

   

Bisherige Festsetzungen:    

Kleinsiedlungsgebiet (WS) ca. 5,70 ha 

Mischgebiet (MI) ca. 3,53 ha 

Verkehrsflächen ca. 0,9 ha 

   

Geplante Festsetzungen:    

Allgemeine Wohngebiet (WA) ca. 5,70 ha 

Mischgebiet (MI) ca. 3,53 ha 

Verkehrsflächen  ca.  0,9 ha 
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G) Verfahrensvermerk 

 
Die Begründung hat mit dem zugehörigen Bebauungsplan gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 

…………………… bis ……………………… öffentlich ausgelegen. Sie wurde unter Behandlung/Berück-

sichtigung der zu dem Bauleitplanverfahren eingegangenen Stellungnahmen in der Sitzung am 

……………………. durch den Rat der Stadt Gifhorn beschlossen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gifhorn, den       

 

 

 

 

 

Matthias Nerlich 

Bürgermeister 
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  Bäume I. Größe 

Acer platanoides    Spitzahorn 

  Corylus colurna    Baumhasel 

* Fraxinus ornus „Rotterdam“  Blumenesche 

* Ginkgo biloba    Fächerblattbaum 
* Liquidambar styraciflua   Amberbaum 

*Ostrya carpinifolia   Hopfenbuche 

  * Quercus cerris    Zerreiche 

Quercus petraea    Traubeneiche 

  Quercus robur    Stieleiche 

  Tilia cordata    Winterlinde 

  Tilia platyphyllos    Sommerlinde 

  * Tilia tomentosa “Brabant”  Silberlinde  
 

 

  Bäume II. Größe 
  * Acer campestre “Elsrijk”   Feldahorn 

  * Alnus x spaethii   Purpur-Erle 

  Crataegus laevigata `Paul’s Scarlet´  Rotdorn 

  * Parrotia persica   Eisenholzbaum 
  Prunus spec.“    Kirschen – Arten  

  * Sorbus aria “Magnifica”   Mehlbeere  

  Sorbus aucuparia    Eberesche 

  * Sorbus thuringiaca “Fastigiata”  Thüringische Mehlbeere 

 

  sowie alte Sorten von Apfel und Birne (s. unten) 

 
 

  Sträucher 
  Amelanchier ovalis   Gemeine Felsenbirne  

  * Cornus mas    Kornelkirsche 

Cornus sanguinea   Roter Hartriegel 

  Corylus avellana    Gewöhnliche Hasel 

  Crataegus monogyna   Eingriffeliger Weißdorn 
  Crataegus oxyacantha   Zweigriffeliger Weißdorn 

Cytisus scoparius    Besenginster 

  Kolkwitzia amabilis   Kolkwitzie 

  Laburnum spec.    Goldregen-Arten 

  Lonicera xylosteum   Rote Heckenkirsche 

  Mespilus germanica   Echte Mispel 

  Philadelphus coronarius   Bauernjasmin 

  Prunus spinosa    Schlehe 
  Ribes spec.    Johannisbeere-Arten 

  Rubus spec.    Brombeere-Arten 

  Salix spec.    Weiden-Arten 

  Sambucus spec.    Holunder-Arten 

  Spiraea japonica    Spierstrauch 

  Syringa vulgaris    Flieder 

  Weigelia florida    Weigelie 
 

* klimarobuste Gehölze 
 
  

Anlage zur Begründung - Pflanzliste 
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  Wildrosen 
  Rosa spec.     Wildrosen-Arten 

sowie alle Sorten der Kletterrose 

 

  Stauden (niedrig)  
  Ajuga reptans     Günsel 

  Alyssum saxatile     Steinkraut 

  Armeria maritima    Grasnelke 

  Dianthus deltoides    Heidenelke 

  Pulmonaria spec.     Lungenkraut 

  Pulsatilla vulgaris     Küchenschelle 

  Viola odorata     Duft-Veilchen 
  Thymus spec.     Thymian-Arten 

 

  Stauden (mittelhoch)  
  Alchemilla mollis     Frauenmantel 

  Chrysanthemum leucanthemum   Margerite 

  Echium vulgare     Natternkopf 

  Lavandula angustifolia    Lavendel 
  Meconopsis cambrica    Gelber Scheinmohn 

  Nepeta cataria     Katzenminze 

  Origanum vulgare    Dost, Wilder Majoran, Oregano 

  Salvia nemorosa     Steppen-Salbei 

  Sedum x telephium    Fetthenne 

 

  Stauden (hoch)  
  Achillea filipendula    Schafgarbe 
  Anemone japonica    Herbst-Anemone 

  Aquilegia vulgaris    Akelei 

  Aster spec.     Herbst-Aster 

  Centaurea nigra     Schwarze Flockenblume 

  Delphinium x cultorum    Rittersporn 

  Digitalis grandiflora    Fingerhut 

  Epilobium angustifolium    Weidenröschen 
  Lysimachia punctata    Goldfelberich 

  Phlox paniculata     Phlox, Flammenblume 

  Verbena bonariensis    Eisenkraut, Verbene 

 

  Immergrüne Bodendecker 
  Erica carnea     Schneeheide  

  Geranium spec.     Storchschnabel 
  Phlox subulata     Polsterphlox 

  Thymus serpyllum    Sand-Thymian 

  Vinca minor     Immergrün 

 

  Kletterpflanzen 
  Clematis spec.     Waldrebe, Clematis 

  Hydrangea petiolaris    Kletterhortensie 

  Lonicera spec.     Wald-Geißblatt, Heckenkirsche 
  Parthenocissus tricuspidata   Wilder Wein 
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Obstbäume 
 
Apfelsorten 
Adersiebener Kalvill 
Altländer Pfannkuchen  
Baumanns Renette 
Biesterfelder Renette 
Bittenfelder Sämling 
Bohnapfel 
Boikenapfel 
Boskopp 
Braddicks Sondergleichen 
Champagner-Renette 
Coulons Renette 
Danziger Kantapfel 
Deutscher Goldpegging 
Dülmener Rosenapfel 
Enkhuiser Agatapfel 
Gays Renette 
Gelber Edelapfel 
Goldapfel von Kew 
Goldgülderling 
Goldpermäne 
Goldrenette v. Blenheim 
Goldrenette v. Hildesheim 
Grahams Jubiläumsapfel 
Graue Französische Renette 
Graue Herbstrenette 
Jakob Lebel 
Kaiser Wilhelm 
Karmeliter Renette 
Kasseler Renette 
Klarapfel 
Königlicher Kurzstiel 
Krügers (Celler Dickstiel) 
Landsberger Renette 
Nienburger süße Herbstrenette 
Ontario 
Orleans Renette 
Osnabrücker Renette 
Parkers grauer Pepping 
Prinz Albrecht von Preußen 
Prinzenapfel 
Purpurroter Cousinot 
Riesenboiken 
Roter Bellefleur 
Roter Eiserapfel 
Rote Sternrenette 
Roter Trierer Weinapfel 
Schiebiers Taubenapfel 
Schöner v. Nordhausen 
Uelzener Kalvill 
Uelzener Rambur 
Weißer Wintertaffetapfel 
Wilkenburger Währapfel 
Winterglockenapfel 
Winterrambur 
Zwiebel Borsdorfer 
 

 
 
Birnensorten 
Baronsbirne 
Berckmanns Butterbirne 
Citronenbirne 
Colomans-Herbstbutterbirne 
Doppelte Philippsbirne 
Forellenbirne 
Gellerts Butterbirne 
Gute Graue 
Gute Luise 
Hannoversche Jakobsbirne 
Herrenhäuser Christbirne 
Hofratsbirne 
Köstliche v. Charneux 
Kuhfuß (Speckbirne) 
Leipziger Rettichbirne 
Neue Poiteau 
Nordhäuser Winterforelle 
Pastorenbirne (Frauenschenkel) 
Petersbirne 
Prinzessin Marianne 
Rote Bergamotte 
Rote Dechantsbirne 
Volkmarser 
Woltmanns Eierbirne 
 
 
Steinobstsorten 
Bernhard Nette 
Büttners Rote Knorpelkirsche 
Dönissens Gelbe Knorpelkirsche 
Große Doppelte Glaskirsche 
Große Prinzessin 
Große Schwarze Knorpelkirsche 
Hedelfinger Riesenkirsche 
Kassins Frühe 
Koröser Weichselkirsche 
Kronprinz von Hannover 
Regina 
Schattenmorelle 
Schneiders Späte Knorpelkirsche 
Borsumer 
Graf Althanns Reneklode 
Große Grüne Reneklode 
Hauszwetsche 
Nancymirabelle 
Italienische Zwetsche 
Ontario-Pflaume 
Oullins Reneklode 
Königin Viktoria 
Wangenheims Frühzwetsche 
 

 


